
Konkurrenzdenken 
Im globalen Vergleich hat sich Österreichs 
Wettbewerbsfähigkeit eher nicht verbessert. 
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Steigende Arbeitslosenzahlen, 
schwächelnder Privatkonsum, 
stockendes Wirtschaftswachstum: 
Österreich, einst Europas 
Klassenbester, verliert den 
Anschluss - und die Regierenden 
schauen zu. Wie konnte es 
so weit kommen? 

Von Christina Hiptmayr, Eva Linsinger und Michael Nikbakhsh 

Schon einmal 
überlegt, sich 

selbstständig zu 
machen? 

Grund für 
schwaches 

Wirtschafts 
Wachstum 
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Der Song Contest ist in 
der Stadt. Und mit 
ihm Tausende Gäste. 
Tausende gute Gele-
gcnheiten, Geld liegen 
zu lassen. Zum Bei-
spiel im Handel. Zum 
Beispiel an einem Wo-

chenende. Zum Beispiel auch am Sonntag. 
Singende Kanaldeckel, Ampelpärchen, 

Parks voller Herzerl, Conchita Wurst als 
Stimme der Wiener Linien: Die Stadt Wien 
ließ sich einiges einfallen, um das interna-
tionale Publikum auf die Veranstaltung ein-
zustimmen. Aber Einkäufen an einem Sonntag, aus-
nahmsweise? Wien darf nicht London werden. Oder 
Stockholm. Oder Lissabon. Oder Warschau. Um die 
Läden an zwei Song-Contest-Wochenenden sonn-

tags zu öffnen, hätte es einer Verordnung durch Bür-
germeister Michael Häupl bedurft. Er delegierte die 
Entscheidung an die Sozialpartner, die - leider, lei-
der - keine Zeit für einen gemeinsamen Gesprächs-
termin fanden. Autriche, zero points! 

Österreich im Frühjahr 
2015. Wirtschaftswunder-
land a. D. In Würde erstarrt. 
Kaum ein Konjunkturpara-
meter, der nicht Anlass zur 
Sorge gäbe. Während Volks-

wirtschaften quer durch Eu-
ropa die Folgen der Finanz-
staatsschuldenwirtschaftskri-
se abschütteln, fällt 
Österreich in immer mehr 
Rankings zurück: noch weit 
entfernt von darniederlie-
genden Staaten wie Grie-
chenland und Spanien, aber 
auch immer weiter weg von 
der Europaspitze, Deutsch-
land zumal. Arbeitslosigkeit: 
von Platz eins auf Platz fünf 
zurückgefallen. Viertletzter 
beim Wirtschaftswachstum 
unter 28 Staaten. Privatkon-
sum: deutlich unter dem eu-
ropäischen Schnitt. Kaum 
eine Erhebung zu Wettbe-
werbsfähigkeit, Innovation 
und Standortattraktivität, die 
keine deutliche Tendenz 
nach unten zeigte. 

Österreich - das ist die Ge-
schichte eines Absturzes mit 
Anlauf. Pensionen. Bildung. 
Verwaltung. Bürokratie. Ge-
werbeordnung. Arbeitskos-
ten. Steuerbelastung. Kalte 
Progression. Reallohnverlus-
te. Das Land sei von der 

auf die Kriechspur" geraten und 
drohe nun auf dem "Pannensteifen" zu 
landen, dozierte jüngst Hannes Androsch, 
77, Industrieller und einst SPÖ-Finanzmi-
nister. Nach einer aktuellen Umfrage von 
Uniquc Research im Auftrag von profil se-
hen 46 Prozent der Befragten "zu wenig 
Reformen" als Hauptgrund für die Stag-
nation der Wirtschaft. Und an all dem ist, 
ausnahmsweise, nicht die Hypo schuld. 
Der wirtschaftliche Bonus, den Österreich 
aus EU-Beitritt und Ostöffnung zog, ist 
längst verpufft. 

Kaum eine Regierung trat in den ver-

gangenen Jahrzehnten ohne vollmundiges Verspre-
chen an, das Land (und mit ihm Bildungs-, Steuer-, 
Verwaltungssystem und so weiter) jetzt aber wirk-
lich zu reformieren. Perspektiv- und Strategiegrup-
pen tagten und hinterließen laufmeterweise Studi-
en. Mehr Ergebnis war nicht. EU-Kommissionsprä-
sident Jean-Claude Junckers Zitat "Wir alle wissen, 
was zu tun ist, aber wir wissen nicht, wie wir da-
nach wiedergewählt werden sollen" diente stets als 
Motto, Reformen zu vertagen. Nach der Wahl ist vor 
der Wahl, und gewählt wird immer irgendwo. Denn 
das p. t. Wahlvolk goutiert Reformen gemeinhin 
nicht. Die Österreicher sind ein Volk von Skeptikern, 
jeder Innovation instinktiv abhold: Gentechnik. 
Freihandelsabkommen. Informationstechnologien 

- Teufelszeug! Selbst kleine Änderungen wie die Zen-
tralmatura stoßen auf. Wegen eines Jobs umziehen? 
Kommt für eine Mehrheit der Österreicher nicht in-
frage. Derzeit absolvieren Hunderte junge Deutsche 
eine Lehre in Tirol - arbeitssuchende Ostösterrei-
cher verirren sich eher selten dorthin. 

Österreich braucht neue Jobs, neue Selbststän-
dige. Österreich hat: zu viele Hilfsarbeiter, zu viele 
ältere Langzeitarbeitslose, zu viele Junge ohne Per-
spektive, zu wenige Betriebsgründungen, zu viele 
Regeln, zu hohe Pensionskosten - aber zu wenig 
Geld für Ganztagsschulen, Kindergärten, For-
schungsförderung. 

Jeder weiß es, keiner ändert etwas. Reformen 
werden zwischen Bundesregierung, Landeshaupt-
lcutekonferenz, Kammern, Gewerkschaften und Be-
rufsverbänden so lange hin und her geschoben, bis 
gar nichts mehr geht. 

Erst vor wenigen Tagen beschied die EU-Kom-
mission der Bundesregierung, dass "Österreich im 
Bereich der Wettbewerbsfähigkeit an Terrain verlo-
ren" habe. Schon im Jahr 2011 fasste die Kommis-
sion ihre Empfehlungen so zusammen: "Eine Ver-
ringerung der Steuer- und Abgabenbelastung, eine 
Verbesserung der Ergebnisse im Bildungsbereich 
würden die Dynamik des Arbeitsmarkts begünsti-
gen, während eine Steigerung des Wettbewerbs und 
eine Förderung von Innovation gleichzeitig die 
Wettbewerbsfähigkeit verbessern würden." 

Papier ist geduldig. Etwas Ungeduld wäre lang-
sam angebracht. 

sprechen anr 
wirklich zu 

reformieren. 
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Stillgestanden! 
Einst galt Österreich als eine der dynamischeren 
Volkswirtschaften der EU. Das ist Vergangenheit. 
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LADENHÜTER HILFSARBEITER 
"| /''V /A S war Ali 14 Jahre alt. Gebo-

I \~M ren im Iran, aufgewachsen 
JL S S im Flüchtlingsheim, später 
dann in einer kleinen Wohnung in Wien-Sim-
mering; der Vater Regalschlichter im Supermarkt, 
die Mutter Putzfrau. Für seine Lehrer bestand im 
Jahr 1996 kein Zweifel: "Sie haben gesagt, ich soll 
ins Poly gehen und dann vielleicht eine Lehre 
machen", erzählt Ali Mahlodji und muss heute 
noch lauthals lachen, wenn er daran denkt. Er 
sprüht vor Elan, zeigt gerne seine Tattoos und 
kann in zwei Minuten seinen Erfolgsweg heraus-
sprudeln: Schulabbrecher, 40 verschiedene Jobs, 
Software-Engineering-Studium, Gründer des In-
ternet-Start-ups "whatchado", in dem heute 40 
Menschen arbeiten und das einen Innovations-
preis nach dem anderen abräumt. Auf whatcha-
do.com stellen 1000 Menschen in Kurzvideos ihre 
Berufe vor; sie wollen auf diese Weise Junge er-

mutigen, etwas zu wagen - und nicht unbedingt 
auf ihre Lehrer zu hören. 

Ali Mahlodji ist die Ausnahme, denn die Re-
gel lautet: Das heimische Bildungssystem ver-
schleudert serienweise Talente. Bildung wird 
hierzulande vererbt, Kinder von Akademikern 
und Wohlsituierten landen an Gymnasien und 
Unis - und treffen dort selten auf Kinder 
von Arbeitern und Migranten, für die 
Haupt- und Sonderschulen reserviert sind. 
Diese Klassengesellschaft ist in kaum ei-
nem anderen OECD-Staat so ausgeprägt: 
Österreich landet auf Platz 23 unter 26 
Staaten, wenn bemessen wird, wie oft der 
Nachwuchs einen höheren Bildungsgrad 
schafft als die Eltern. Am Schulwesen 
scheinen die Debatten über "Fachkräfte-
mangel" spurlos vorübergegangen zu sein. 
Anders formuliert: So viele Hilfsarbeiter, 
wie das heimische Bildungssystem pro-

duziert, braucht der Arbeitsmarkt schon 
lange nicht mehr. 

Das lässt sich deutlich an den Arbeits-
marktdaten ablesen: Die Arbeitslosigkeit 
für Akademiker liegt seit dem Jahr 1990 
stabil bei rund drei Prozent - unter den 
Pflichtschulabsolventen hingegen hat sie 
sich verdoppelt und ist auf über 28 Pro-
zent hinaufgeschnellt. Und wer studiert, 
wählt oft das falsche Fach: Jeder fünfte 
Job im sogenannten Mint-Sektor (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaft, 
Technik) bleibt unbesetzt, der Run auf 
Kunstgeschichte und Publizistik ist hin-
gegen ungebrochen. Johannes Kopf, Vor-
stand des Arbeitsmarktservice, seufzte 
dazu kürzlich im profil-Interview: "Ein 
Pflichtschulabschluss reicht in Österreich 
nicht mehr. Das ist das größte Problem 
auf dem Arbeitsmarkt. Das können aber 

wir im AMS nicht lösen. Das kann nur das Bil-
dungssystem lösen." 

Es ist meilenweit davon entfernt: Ein Viertel 
der Jugendlichen verlässt die Schule als Anal-
phabeten, Humanressourcen werden vergeudet, 
dennoch dreht sich die Diskussion über eine Re-
form des Bildungssystems seit Jahrzehnten in ei-
ner Endlosschleife. Das schlägt sich mittlerweile 
auch in Arbeitsmarktdaten nieder: Österreich 
rühmte sich lange, die niedrigste (Jugend-)Ar-
beitslosigkeit in Europa zu haben. In der jüngs-
ten Prognose der EU-Kommission jedoch liegt 
Österreich mit einer Arbcitslosenquote von 5,8 
Prozent nur mehr auf Platz fünf, hinter Deutsch-
land, Großbritannien, Tschechien und Luxem-
burg. Besonders alarmierend: Fast überall sonst 
sinkt die Arbeitslosigkeit - in Österreich steigt 
sie, zuletzt um 30.000 Personen. Das ist mehr, als 
Bregenz Einwohner hat. 

419.875 Menschen waren im April arbeitslos 
oder in Schulungen des Arbeitsmarktservice; die 
Arbeitslosigkeit steigt in Höhen, die sie zuletzt in 
den 1950er-Jahren erreicht hatte. Wirtschaftsfor-
scher wie Gustav Horn vom deutschen Institut 
für Makroökonomie können in diesen Zahlen 
dennoch zwei positive Nachrichten entdecken: 

Die Zahl der Beschäftigung ist in Öster-
reich hoch." Außerdem: Österreich 
wächst, die Zahl der Einwohner im Er-
werbsalter steigt jährlich um acht Pro-
zent - in Deutschland hingegen 
schrumpft sie um fünf Prozent. Das 
liegt vor allem an der Zuwanderung; die 
Zahl der Migranten auf dem Arbeits-
markt ist heute doppelt so hoch wie vor 
einem Jahrzehnt (siehe Grafik). 

Viele der Mythen über den Arbeits-
markt stimmen längst nicht mehr: Die 
größte Zuwanderergruppe besteht mitt-
lerweile aus Deutschen, derzeit kom-
men vor allen gut Qualifizierte nach Ös-
terreich (und verdrängen schon länger 
hier Ansässige, die schlecht qualifiziert 
sind). Wer Arbeit hat, arbeitet mit 
durchschnittlich 41,8 Stunden pro Wo-
che viel (nur in Großbritannien ist die 
Wochenarbeitszeit höher), und der hei-
mische Arbeitsmarkt ist hoch flexibel: 
Eine Million Österreicher, immerhin ein 
Viertel aller Beschäftigten, wechselt zu-

mindest einmal pro Jahr den Job. Und 
die viel zitierte "soziale Hängematte" ist 
alles andere als gemütlich: Die Unter-
stützung für Arbeitslose liegt hierzulan-
de mit durchschnittlich 28,81 Euro pro 
Tag deutlich unter dem OECD-Schnitt. 

Nur ein Befund stimmt noch immer: 
Das Bildungssystem produziert hartnä-
ckig die Ladenhüter Hilfsarbeiter. 

Unterbeschäftigt 
Das Bildungssystem produziert 
zu viele Hilfsarbeiter -

die Arbeitslosen von morgen. 

5,8% mit akade-
mischer Ausbildung 
14 4% mit mittlerer & 
höherer Ausbildung 
32,5% mit 
Lehrausbildung 
46,8% mit max. 
Pflichtschulausbildunq 

ARBEITSLOSE 

BESCHÄFTIGTE Ausländische Arbeitskräfte-! 
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UNTERNEHMER 
SEIN DAGEGEN SEHR 

Fragt man Friedrich Riess nach den Rahmen-
bedingungen für Unternehmer in Österreich, 
reagiert er wie sein bekanntestes Produkt, der 

Kelomat: Er lässt ordentlich Dampf ab. "Ich habe 
zwei Feinde: die Politik und die Behörden", meint 
der 61-Jährige. Nun ist Riess kein Jungunternehmer, 
sondern langjähriger Geschäftsführer und Miteigen-
tümer des gleichnamigen Familienunternehmens 
mit Sitz im niederösterreichischen Ybbsitz. Nach sei-
nen Erzählungen denkt man über eigene Grün-
dungsambitionen mindestens zwei Mal nach. 

Hierzulande ein Unternehmen zu gründen, ist tat-
sächlich ein mühseliges Unterfangen. In dem jähr-
lich von der Weltbank erhobenen Ranking "Time re-
quired to Start a business" belegt Österreich aktuell 
Platz 130 unter 170 Staaten. Für die Erledigung aller 
Amtswege muss ein angehender Gründer 22 Tage 
einplanen. Innerhalb der EU arbeiten nur die Ver-
waltungen der Polen und Malteser langsamer. 

Bei der Wirtschaftskammer wird moniert, dass 
diese Studie stets nur von der GmbH ausgehe; da-
durch werde das Resultat verzerrt. Immerhin seien 
80 Prozent der jährlich rund 30.000 in Österreich 
gegründeten Firmen Einzelunternehmen. Und ein 
solches an den Start zu bringen, sei bedeutend 
schneller erledigt, nämlich binnen Minuten. 

Vorausgesetzt jedoch, der angehende Gründer 
kann eine entsprechende Gewerbeberechtigung vor-
weisen. Rund 80 reglementierte Gewerbe und 20 
Teilgewerbe - das sind all jene, für die man einen 
Befähigungsnachweis braucht - kennt die österrei-
chische Gewerbeordnung. Das führt zu teils absur-
den Auswüchsen: So darf eine Nageldesignerin zwar 
Fingernägel lackieren, Zehennägel aber nicht. Da-
für müsste sie eine zusätzliche Ausbildung abschlie-
ßen und ein zweites Teilgewcrbe anmelden. Wer 
etwa ein Talent für Modedesign verspürt und selbst 
Kleider entwerfen, nähen und verkaufen will, darf 
das nur mit nachgewiesener Ausbildung als Klei-
dermacher. Die Wirtschaftskammer - vehemente 
Verfechterin der Gewerbeordnung - argumentiert, 
die Reglementierung diene der Sicherheit und dem 
Konsumentenschutz. Die zu absolvierenden Kurse 
können übrigens am Wifi, dem Bildungsinstitut der 
Kammer, absolviert werden. 

Die Gewerbeordnung gehört dringend entrüm-
pelt. Was spricht beispielsweise dagegen, nur jene 
Gewerbe zu reglementieren, in denen durch unsach-
gemäße Arbeit Leben (etwa Elektriker) oder Exis-
tenzen (Beispiel Finanzbereich) gefährdet werden 
können? Die OECD rechnet regelmäßig vor, dass die 
vielen Einschränkungen Österreich jährlich 0,4 Pro-
zent an Wachstum und einige Tausend potenzielle 
Arbeitsplätze kosten. 

Da darf es nicht verwundern, dass Österreich mit 
einer Gründungsrate von 6,2 Prozent (Anteil an ins-
gesamt am Markt aktiven Unternehmen) im EU-Ver-
gleich weit abgeschlagen auf den hinteren Rängen 
rangiert. Wer dennoch den Schritt gewagt hat, plagt 
sich dann häufig mit den Zahlungen für die SVA 
(Sozialversicherungsanstalt der Gewerblichen Wirt-
schaft). Jungunternehmer kommen in den ersten 
drei Jahren zwar in den Genuss einer reduzierten 
Vorauszahlung. Danach wird aber gnadenlos nach-
verrechnet. Werden Selbstständige krank (Kranken-
geld gibt es erst nach dem 42. Tag) oder schwankt 
ihre Auftragslage, will die SVA trotzdem Geld. Und 
das bricht vielen Unternehmern das Genick. Rund 
zehn Prozent aller Versicherten werden laut Lobby-
gruppe "Amici delle SVA" auf Betreiben der Versi-
cherungsanstalt exekutiert. 

Auch für etablierte Unternehmen gestaltet sich 
der Weg nicht leicht. Dafür sorgen ständig neue Auf-
lagen, Vorschriften, Dokumentationspflichten und 
Gesetzesänderungen. In größeren Betrieben müs-
sen Ressourcen freigestellt werden, um immer mehr 

"Beauftragte" zu finanzieren. Die Spanne reicht vom 
Beauftragten für Gift über Strahlungsschutz bis hin 
zum Beauftragten für Störfälle. "Diese Überregulie-
rungen gehen zu Lasten des Kerngeschäfts" klagt 
Riess. Für das betriebseigene Kraftwerk soll er nun 
zur bestehenden Fischleiter eine weitere Aufstiegs-
hilfe für die großen Salmoniden, die Huchen, errich-
ten. Kostenpunkt: 850.000 Euro. Für die Toiletten 
muss eine neue Frischluftzufuhr installiert werden. 
Die Liste kann Riess ad infinitum weiterführen. Sein 
Befund ist vernichtend: "Unternehmer werden stän-
dig schikaniert. Es ist in Österreich nicht mehr mög-
lich, wirtschaftliche Leistung zu erbringen." 

"Ich habe zwei 
Feinde: die 

Politik und die 
Behörden" 

Friedrich Riess, 
Unternehmer 

Hinterbänkler 
Bei Unternehmensgrün-

dungen hat Österreich 
reichlich Aufholbedarf. 
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VERGANGENHEIT FRISST 
ZUKUNFT 

Nicht wenige halten das Pensionssystem in 
terreich für unreformierbar. Sie sind über-
zeugt davon, dass es ohne jede Fremdeinwir-

kung an seiner Unfinanzierbarkeit kollabieren wer-
de. Deshalb sei es im Grunde auch egal, was diese 
Bundesregierung am Ende ihres Schaffens versucht 
oder nicht versucht haben wird. 

In dieser Legislaturperiode, und das ist die gute 
Nachricht für Werner Faymann und Kollegen, wird 
das Pensionssystem ganz bestimmt nicht implodie-
ren - noch nicht. Für 2014 war ein Bundeszuschuss 
zu den ASVG-Pensionen in der Höhe von 10,2 Mil-
liarden Euro veranschlagt. 2003 waren es noch 5,6 
Milliarden Euro gewesen. Dazwischen liegen eine 
Dekade und fast fünf Milliarden Euro, also etwa je-
ner Betrag, den die Hypo Alpe-Adria, nunmehr Heta, 
seit der Verstaatlichung 2009 verbrannte. Hinzu 
kommt noch das "Staatsgeheimnis" (ÖVP-Seniorcn-
vertreter Andreas Khol) Beamtenpensionen, die ir-
gendwo zwischen drei und fünf und acht Milliar-
den Euro im Jahr verschlingen sollen. Man legt in 
Beamtenkreisen allerdings Wert auf die Feststellung, 
dass Beamtenpensionen "Funktionskosten" des Staa-
tes seien. Soweit es die Luxuspensionen betrifft, 
schien der Staat bisher tatsächlich ganz gut funkti-
oniert zu haben. 

Wir gehen zu früh und mit zu wenig Beitragsjah-
ren in Pension, aber dann leben wir viel zu lange -

zumindest aus Sicht des Systems. Erst vor wenigen 
Tagen ließ die EU-Kommission der Bundesregierung 
eine Rüge übermitteln. Mit einem durchschnittli-
chen Pensionsantrittsalter von 59,7 Jahren (EU-Mit-
tel: 63,1 Jahre) sei Österreich "eher südeuropäisch 
angehaucht", so die Vertreter der Kommission. Wer 
redet heute eigentlich von der Angleichung des Pen-
sionsantrittsalters von Männern und Frauen auf, sa-

gen wir, 67 Jahre? 
Die einen tun so, als könnten sie nicht mehr ar-

beiten, die anderen können tatsächlich nicht mehr 
arbeiten. Immer mehr sollen aber schlicht nicht 
mehr arbeiten. Ältere Langzeitarbeitslose, vornehm-
lich schlecht qualifiziert, werden zusehends zu ei-
nem Thema von gesellschaftspolitischer Tragweite. 
Dabei ist weniger das Alter das Problem als vielmehr 
mangelnde Qualifikation. Und dieses Dilemma hat 
man hierzulande erst recht nicht im Griff (siehe 
auch: "Ladenhüter Hilfsarbeiter"). 

Mit den zehn Milliarden Euro aus dem ASVG-Zu-
schuss ließe sich einiges anstellen. Die jährlichen 
Forschungsausgaben des Bundes zum Beispiel 
könnten auf einen Schlag verdreifacht werden. 

Österreich ist entgegen anderslautender Darstel-
lungen kein Niemandsland auf der Weltkarte der 
Forschung und Entwicklung - zumindest legt die 
Statistik diesen Schluss nahe. 2013 lag der Anteil 
der Forschungsausgaben am BIP, die sogenannte 

Forschungsquote, bei 2,8 Prozent und damit recht 
deutlich über dem EU-Mittel von 2,02 Prozent. Der 
guten Ordnung halber sei daraufhingewiesen, dass 
der Staat zuletzt nur knapp mehr als ein Drittel der 
Forschungsausgaben bestritt. Den größten Teil stem-
men Unternehmen aus dem In- und Ausland. 

2015 dürfte sogar die in den "Barcelona-Zielen" 
definierte Forschungsquotc von drei Prozent end-
lich fallen. Eigentlich hätte das ja schon 2010 der 
Fall sein sollen; das war 2004 zumindest der Plan 
der Regierung Schüssel. In einem ihrer damaligen 
Forschungsberichte hielt sie warnend fest, dass der 

"Output des Ausbildungssystems nicht ausreichen" 
werde, um das Land mit fähigem F&E-Personal zu 
versorgen. An diesem Befund hat sich seither nicht 
allzu viel geändert. 

Nein, in dieser Legisla-
turperiode wird Österreichs 
Forscherelite sicher nicht 
verdummen. Aber um Ex-
zellenz auszubilden und im 
Lande zu halten, braucht es 
deutlich bessere Rahmen-
bedingungen als heute. 
Und das kostet eben Geld. 
Oder wie es der frühere 
ÖVP-Chef Josef Taus, heu-
te Industrieller, kürzlich 
formulierte: "Die besten Ta-
lente des Jahres gehen 
nach Deutschland, die bes-
ten aus zehn Jahren nach 
Amerika." 

Forschung und Entwicklung schaffen Innovati-
on schafft Jobs. Zum Beispiel in Bereichen wie In-
formations- und Kommunikationstechnologie. Da 
ist Österreich nämlich nicht gerade das Silicon Val-
ley Europas. 2013 trug der Wirtschaftsbereich "In-
formation und Kommunikation" - er erfasst neben 
Telekommunikation und IT auch elektronische Me-
dien und das Verlagswesen - gerade einmal 3,2 Pro-
zent zur österreichischen Wertschöpfung bei. Ös-
terreich kam damit knapp vor Litauen auf den 
zweitschlechtesten Wert innerhalb der EU (Durch-
schnitt: 4,5 Prozent). Ganz vorne: Irland (neun Pro-
zent), Malta (6,6 Prozent), Großbritannien (6,5 Pro-
zent), Luxemburg (6,2 Prozent) sowie Bulgarien und 
Schweden (je 5,4 Prozent). 

Das ist schon allein deshalb von Belang, weil die 
Bedeutung des produzierenden Gewerbes für Ös-
terreichs Volkswirtschaft seit Jahren kontinuierlich 
abnimmt. 2014 leistete der "sekundäre Sektor" ei-
nen Beitrag zur Wertschöpfung von 28,4 Prozent. 
1990 waren es 33 Prozent, Mitte der 1970er-Jahre 
gar noch 38 Prozent. Land der Hämmer - zukunfts-
reich? 

Entwicklungshilfe 
Österreichs F&E-Ausgaben 
steigen. Aber nicht 
annähernd schnell genug. 

Um exzellente 
Forscher aus-
zubilden und im 
Lande zu halten, 
braucht es deut-
lich bessere Rah-
menbedingun-
gen als heute. 

FORSCHUNGSQUOTEN IN % DES BIP 

Finnland 
Schweden 

Deutschland 
Österreich 

Slowenien 
Belgien 

Frankreich 
Eurozone 

EU-28 
Niederlande 
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LEISTUNG? 
LOHNT SICH NICHT! 

Wozu eigentlich im Beruf alles 
geben, sich anstrengen -

bringt es das? Die Mehrheit 
der Österreicher antwortet darauf in 
einer aktuellen Imas-Studie klar mit 

"Nein", satte 44 Prozent sind gar der 
Meinung, "Leistung zahlt sich über-
haupt nicht aus". Zu ei-
nem ähnlich ver-
nichtenden Befund 
kam Ex-Finanzminis-
ter Michael Spindeleg-
ger in seiner Budgetre-
de im Frühjahr 2014: 

"Arbeiten lohnt sich 
nicht." Der Unter-
schied ist nur: Spin-
delegger hätte durch-
aus etwas dagegen un-
ternehmen können. 

Seit den 
1970er-Jahren sind die Steuern auf Ar-
beit, Sozialabgaben inklusive, in Ös-
terreich massiv gestiegen. Immerhin 
ist hier ein Stockerlplatz in Reichwei-
te, wenn auch ein negativer: Nur in 
drei Industriestaaten (Belgien, Frank-
reich, Schweden) liegen die Abgaben-
quoten noch höher. Das Wirtschafts-
forschungsinstitut EcoAustria kann an 
einem Beispiel penibel vorrechnen, 
dass sich eine Gehaltserhöhung um 
100 Euro kaum bezahlt macht (siehe 
Grafik). Damit sein Angestellter 100 
Euro brutto mehr bekommt, zahlt der 
Arbeitgeber dafür neben der Lohn-
und Einkommenssteuer: drei Prozent 
an die Arbeitslosenversicherung, 3,83 
Prozent an die Kranken- und 12,55 
Prozent an die Pensionsversicherung, 
1,3 Prozent an die Unfallversicherung, 
0,45 nach dem Insolvenz-Entgelt-
sicherungsgesetz, 4,5 Prozent in 
den Familienfonds, drei Prozent an 
die Kommunalsteuer, 1,53 Prozent 
für Abfertigung neu, 0,5 Prozent 
für Wohnbauförderung - das 
macht in Summe 129 Euro. Dem 
Arbeitnehmer hingegen bleiben 
davon netto, wieder nach Abzug 
von Lohn- und Einkommenssteu-
er, Arbeitslosen-, Kranken- und 
Pensionsversicherung, Arbeiter-
kammerumlage und Wohnbauför-
derung - je nach Einkommen -

kümmerliche 52 bis 57 Euro. Der 
Rest geht an den Staat. Und das, 

wohlgemerkt, berechnet bereits nach 
der jüngsten Steuerreform, die wieder 
einmal als größte Entlastung aller Zei-
ten gepriesen wird. 

Noch Fragen, warum sich die An-
sicht breitmacht, Leistung lohne sich 
nicht? Kein Wunder, dass die Reallöh-

ne seit 25 Jahren stag-
nieren oder sinken. 

Die Folgen sind evi-
dent: Hohe Arbeitskosten 
senken die Wettbewerbs-
fähigkeit. In Österreich 
kommt erschwerend 
dazu: "Der Staat ver-
zeichnet Einnahmenre-
korde, vermag aber 
seine Kostendynamik 
nicht einzuhremsen und 
kommt bei der Staatsver-
schuldung nicht auf den 

Pfad der Tugend zurück", wie es Chris-
tian Helmenstein formuliert, der 
Chefökonom der Industriellenvereini-
gung. 

EU-Kommission, OECD, Internati-
onaler Währungsfonds: All diese Ins-
titutionen empfehlen Österreich drin-
gend, die Steuern auf Arbeit zu senken 
und dafür Vermögenssteuern anzuhe-
ben. In der Tat ist Österreich ein Steu-
erparadies für Wohlhabende, das kei-
ne Erbschafts- und kaum Vermögens-
steuern kennt. Der Ökonom (und 
Millionär) Christian Köck gehört zu je-
nen, die das seit Langem kritisieren. Er 
meint: "Eine Gesellschaft, in der sich 
Arbeit nicht lohnt, kann auf Dauer 
nicht überleben. Es ist leistungsfeind-
lich, keine Erbschafts- und Schen-
kungssteuerzu haben." 

Hungriger Staat 
Österreichs Abgabenquote steigt 
und steigt und steigt. 

1976 1990 2000 2014 

Angaben in % des 
Arbeitseinkommens 

Kälber für Georgien 
Wie Österreichs Wirtschaft neue 
Absatzmärkte im Kaukasus sucht. 

Es gibt sie noch, jene Biotope, 
in denen Österreich wirt-

schaftlich ganz vorne mitmischt. 
"Biotop" ist in diesem Fall wörtlich 
gemeint, denn es handelt sich um 
Lebewesen. Genauer: um Rinder. 
Ganz genau: um trächtige Kalbin-
ncn. "Wir exportieren jedes Jahr 
etwa 30.000 Zuchtrinder", sagt To-
ni Wagner, Präsident der Arbeits-
gemeinschaft österreichischer Rin-
derzüchter. Gemessen an der Grö-
ße des Landes und an der Zahl der 
Rinderbauern sei das weltweit ein 
Spitzenwert. 

Läuft alles wie geplant, werden es 
bald noch mehr weibliche Kälber 

sein, die mittels Lkw ins Ausland 
gebracht werden, um dort ihren 
Nachwuchs zur Welt zu bringen 
und neue Rinderdynastien zu be-
gründen. Österreichs Bauern haben 
nämlich einen neuen HofFnungs-
markt entdeckt: das kleine, gebirgi-
ge Georgien. Obwohl es am Kauka-
sus schier endlose Wiesen für 
glückliche Kühe gibt, haben die Ge-
orgier derzeit keinen nennenswer-

ten Rinderbestand. "Sie importieren 
Milchpulver aus Deutschland und 
machen dann im eigenen Land Kä-
se daraus", erzählt Toni Wagner. Mit 
Tieren und dem nötigen Rinder-
zucht-Know-how aus Österreich 
ließe sich dieser Missstand recht 
flott beheben, glaubt der Bauern-
vertreter. Erste Gespräche seien je-
denfalls positiv gelaufen. 

Am Montag und Dienstag dieser 
Woche war Bundespräsident 
Heinz Fischer auf Staatsbesuch in 
Georgien. Es handelte sich um die 
erste Reise eines österreichischen 
Präsidenten in den kleinen Kauka-
susstaat, und es ging dabei nicht 
nur um die Intensivierung der po-

litischen Kontakte, sondern auch 
um ökonomische Interessen. Eine 
30-köpfige Wirtschaftsdelegation 
hatte Fischer begleitet, um mit ge-

Gefütterter Staat 
Eine Gehaltserhöhung um 100 Euro macht sich 
kaum bezahlt. Auch nach der Steuerreform. 

1. BEISPIEL 
Brutto/Jahr 
zusätzlich 

27.500   
+100   

27.600   

Netto/Jahr 
Netto zusätzlich 

2. BEISPIEL 
56.900   

+100   
57.000   

36.750,3   
+51,8   

20.669,7   
+56,7   

20,726,4   36.802,1   

Arbeitskosten 
zusätzlich 

Quellen Eto Austria 

35.491,1   73.434,4   
+128,9   +128,9 i 

35.620,0   73.563,3   
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orgischen Unternehmern ins Ge-
spräch zu kommen. Nach dem 
schweren Einbruch im Russ-
land-Geschäft erhofft man sich in 
Georgien neue Absatzchancen. 

Das schwierige Umfeld für die 
Exportwirtschaft dient österreichi-
schen Politikern als Lieblingsargu-
ment, wenn sie begründen sollen, 
warum die heimische Wirtschaft so 
viel schwächer wächst als jene der 
europäischen Nachbarn. Nach Mei-
nung der mitgereisten Manager 
stimmt das höchstens zum Teil. 
"Erst war die Finanzkrise die Aus-
rede, jetzt ist es Russland", meint et-

wa Norbert Schwarz, Verkaufsleiter 
für Zentral- und Osteuropa beim 
Anlagenbauer Andritz Hydro. Na-
türlich trifft es Österreich stärker 
als andere, wenn im Osten etwas 
schiefgeht. Aber das Hauptproblem 
liegt im eigenen Land. In Öster-
reich ist das Klima für Investitio-
nen und Betriebsgründungen der-
zeit einfach schlecht." 

Ein Staatsbesuch des Bundesprä-
sidenten sei jedes Mal ein guter 
Tiiröffner, erklärten die Mitglieder 
der Wirtschaftsdelegation. Dieses 
Mal hätten sich die georgischen 
Geschäftspartner allerdings ein we-

nig gewundert. Um Reisekosten zu 
sparen, hatte die Präsidentschafts-
kanzlei eine Embraer 145 der 
Air-France-Tochter "Hop" gechar-
tert. Mit einer Stunde Verspätung 
(und nach ingesamt sieben Stun-
den Reisedauer) kletterte die Dele-
gation völlig gerädert aus dem voll-
gestopften kleinen Flieger. "Mehre-
re georgische Gesprächspartner 
haben mich gefragt, warum unser 
Präsident in einem französischen 
Kleinflugzeug anreist", erzählt ein 
heimischer Konzernmanager. "So 
etwas macht einfach keinen guten 
Eindruck. Da sparen wir am fal-
schen Platz." 

Rosemarie Schwaiger 

SCHWER 
VERKAMMERT 
Eines muss man Christoph Leitl zuge-

stehen: Er hat es immer schon ge-
wusst. "Bis 2007 waren wir mit der 

Schweiz und Schweden an der Spitze. Heu-
te sind wir abgesandelt", donnerte der Prä-
sident der Wirtschaftskammer Österreich 
in den Nationalratswahlkampf 2013 hinein. 

"Wir haben eine Erneuerungskrise" dozier-
te er 2012, nachdem er schon 2011 vor den 
Folgen des "Reformstaus" gewarnt hatte. 

Leitl ist ein Reformstauinsider. Ersteht 
einer Organisation vor, die Teil eines Sys-
tems ist, das "Reform" reflexartig als Prob-
lem der anderen definiert. Der Selbsterhal-
tungstrieb ist stark innerhalb der Sozial-
partnerschaft, die Kammern und ÖGB zu 
einer der monumentalen Errungenschaf-
ten der Zweiten Republik verhandelt. Wirt-
schaftskammer. Arbeiterkammer. Land-
wirtschaftskammer. Landarbeiterkammer. 
Ärztekammer. Zahnärztekammer. Apothe-
kerkammer. Tierärztekammer. Rechtsan-
waltskammer. Patentanwaltskammer. 
Notariatskammer. Wirtschaftstreuhänder-
kammer. Architektenkammer. Länderor-
ganisationen, Bundesorganisationen, Fö-
deralismus in seiner reinsten Form. Öster-
reich - schwer verkammert. Das kostet. 

Gesicherte Zahlen über Einnahmen und 
Ausgaben des gesamten Kammersystems 
existieren nicht. Schätzungen zufolge dürf-
ten sich allein die "Mitgliedsbeiträge" - im 
Fachjargon Kammerumla-
gen genannt - auf einen 
Betrag von deutlich mehr 
als einer Milliarde Euro im 
Jahr summieren (nicht ein-

gerechnet die Einnahmen 
aus "Zusatzleistungen" so-

wie Zuschüsse des Bundes 
und der Länder), wovon 
ein beträchtlicher Teil für 
den Erhalt des Systems an 
sich aufgewendet wird: 
Verwaltung, Personal, Pen-
sionen. 

Parlamentarische An-
fragen der NEOS brachten 
jüngst zumindest das Re-
chenwerk von Wirtschafts-
kammer Österreich (neun 
Landesorganisationen, 
eine Bundeskammer) und 
Arbeiterkammern (neun 
Landesorganisationen, die 
Arbeiterkammer Wien ist 
zugleich Bundesstelle) ans 

Licht. 
Aus der Anfragebeantwortung von 

ÖVP-Wirtschaftsminister Reinhold Mitter-
lehner geht hervor, dass die rund 450.000 
Mitglieder der Wirtschaftskammern Ös-
terreichs 2013 annähernd exakt 500 Mil-
lionen Euro im Wege der Kammerumla-
gen "1" und "2" einzahlten. Tatsächlich wa-
ren es sogar gut 700 Millionen Euro, in der 
Aufstellung des Ministeriums fehlen näm-
lich etwa 200 Millionen Euro an jährlichen 
Zuflüssen aus der sogenannten Grundum-
lage, die jede WK-Fachgruppe autonom 
vereinnahmt. Doch selbst die veröffent-
lichten 500 Millionen Euro entsprechen 
einem Plus von gut einem Drittel gegen-
über 2004. Die laufenden WK-Personal-
ausgaben stiegen in dieser Zeit um annä-
hernd 40 Prozent auf 273 Millionen Euro 
(während die Teuerungsrate keine 25 Pro-
zent schaffte). Hinzu kommen die Pensi-
onsverpflichtungen: Für "Ruhe- und Ver-
sorgungsbezüge" gingen 2013 österreich-
weit weitere 62 Millionen Euro auf. 

Die rund drei Millionen Mitglieder der 
Arbeiterkammer wiederum mussten 2013 
laut Sozialministerium 391 Millionen Euro 
an Kammerumlagen flüssigmachen, auch 
das ein Plus von 40 Prozent gegenüber 
2004. Die AK-Personalkosten (inklusive 
Pensionsaufwand) stiegen in dieser Zeit 
um 36 Prozent auf 206,4 Millionen Euro. 

All das müssen Wirt-
schaftstreibende (Ausnahme: 
die Elektrizitätsbranche) und 
unselbstständig Erwerbstäti-
ge (Ausnahme: Beamte) also 
mitfinanzieren. Und noch 
mehr: Es gilt als offenes Ge-
heimnis, dass die Kammern 
jene politischen Bewegungen 
querfinanzieren, deren politi-
sche Funktionäre wiederum 
die "Willensbilder" innerhalb 
des Kammersystems sind. Die 
Wirtschaftskammer gilt tra-

ditionell als Außenstelle des 
ÖVP-Wirtschaftsbundes, die 
Arbeiterkammer als verlän-
gerte Werkbank von ÖGB 
und SPÖ respektive der 
Fraktion Sozialdemokrati-
scher Gewerkschafter. 

So gesehen sind Öster-
reichs Kammern ein Teil des 
Problems - und nicht etwa 
der Lösung. 

Kammeralismus 
Gesetzliche Interessensvertre-
tung ist vor allem eines: teuer. 

ARBEITERKAMMERN 

2004 2013 
WIRTSCHAFTSKAMMERN 
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